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Ahorn-Schule als inklusive Schule: Organisatorische 
Verbindung des Förderzentrums geistige Entwicklung mit 
einer neu zu errichtenden Grundschule 
 
Beratungsfolge:   

07.09.2026 Senat zur Senatsberatung 

17.09.2026 Schul- und Sportausschuss zur Vorberatung 

22.09.2026 Hauptausschuss zur Vorberatung 

24.09.2026 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck zur Entscheidung 

 
Beschlussvorschlag: 
Auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße 1, 23566 Lübeck wird vorbehaltlich der Ge-
nehmigung der Schulaufsichtsbehörde eine neue 1-zügige Grundschule errichtet. 
 
Diese Grundschule soll vorbehaltlich der Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt nach ihrer Errichtung organisatorisch mit der Ahorn-Schule, die 
sich als Förderzentrum geistige Entwicklung bereits auf dem Schulgelände in der Stell-
brinkstraße 1, 23566 Lübeck befindet, verbunden werden. In dieser organisatorischen Ver-
bindung soll der Förderzentrumsteil den Schwerpunkt bilden. 
 
Die Ahorn-Schule trägt als inklusive Schule dann die Bezeichnung: 
Förderzentrum geistige Entwicklung und Grundschule der Hansestadt Lübeck 
 
 
Beteiligungsverfahren: 
1.210 Haushalt und Steuerung Zustimmung 
1.300 Recht keine rechtlichen Bedenken 
2.000.3 Stabsstelle Behindertenbeirat Zustimmung 
4.510 Jugendamt - Familienhilfen Zustimmung 
5.651 Gebäudemanagement Zustimmung 
5.660 Stadtgrün und Verkehr Zustimmung 
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Maßnahme: 
neu  
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Ja  
 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gemäß § 47 f GO: 
Ja  
 
Auswirkungen auf den Klimaschutz: 
Nein  
 
A) Hintergründe zur Ahorn-Schule 
 
Im Jahr 1971 wurde die Maria-Montessori-Schule in dem Gebäude der ehemaligen Landwirt-
schaftsschule in der Beethovenstraße als erste sog. Sonderschule für Geistigbehinderte des 
Landes Schleswig-Holstein errichtet. Nachdem dort zu Beginn 16 Kinder und Jugendliche 
beschult wurden, stieg die Anzahl der Schüler:innen in den darauf folgenden Jahren kontinu-
ierlich an. Vor diesem Hintergrund beschloss der Senat der Hansestadt Lübeck am 
13.07.1994, die Planungen für den Umzug der Schule an einen anderen Standort voranzu-
treiben. Im Jahr 1997 zog die Maria-Montessori-Schule in die Stellbrinkstraße 1, 23566 Lü-
beck um und nutzt seitdem diesen Schulstandort. Im Mai 2025 bestätigte das Ministerium 
für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur die Umbenen-
nung der Maria-Montessori-Schule in Ahorn-Schule (VO/2024/13443). Im Schuljahr 
2025/2026 wurden an dem Förderzentrum mit dem Schwerpunkt geistige Entwicklung 124 
Schüler:innen in 11 Klassen unterrichtet. 
 
Der bereits aktuell erforderliche Raumbedarf für das Förderzentrum kann in dem Schul-
komplex schon jetzt nicht gedeckt werden. Sanitärräume stehen nicht in ausreichendem 
Maß zur Verfügung. Pflegebäder sind nicht optimal ausgestattet. Die weitläufige Gebäude-
struktur verbunden mit der eingeschränkten Barrierefreiheit erschwert den Schulbetrieb an 
diesem Förderstandort. Zur kurzfristigen Entlastung der räumlichen Situation wurde 2024 
interimsmäßig eine eingeschossige Containeranlage am Standort errichtet. Eine Erweiterung 
dieser Interimsflächen ist aus baurechtlicher Sicht nicht zulässig. 
 
Darüber hinaus wurde aufgrund bereits erfolgter Zustandserfassungen durch das Gebäu-
demanagement der Hansestadt Lübeck (GMHL) ein zum Teil erheblicher Sanierungsstau in 
Form von baulichen Mängeln und stark veralteter Haustechnik in den Gebäuden dokumen-
tiert. Bauliche Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz wurden an dem Gebäu-
deensemble bisher nicht durchgeführt. Lediglich gebäudeerhaltende- sowie sicherheitsrele-
vante Maßnahmen (z.B. unzureichender Brandschutz) werden im Rahmen der Bauunterhal-
tung kontinuierlich abgearbeitet. Das Außengelände ist für die Bedarfe des Förderzentrums 
nur unzureichend angelegt, die Organisation des Fahrdienstes erfolgt notgedrungen auf 
dem Schulhof bzw. im öffentlichen Straßenraum. 
 
Bereits in der aktuellen Schulentwicklungsplanung zu den Förderzentren (VO/2024/13171-
06) wurde beschrieben, dass für die Beschulung der aktuellen und zukünftigen Schü-
ler:innen an diesem Schulstandort weiterhin ein erheblicher Raummangel besteht, dass ein 
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barrierefreier Zugang zu allen Räumen derzeit nicht gegeben ist, und dass es mittel- bis lang-
fristig auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße einer schulischen Umgebung bedarf, die 
für die Schüler:innen eines Förderzentrums mit dem Schwerpunkt geistige Entwicklung ge-
eignet ist.  
 
 
B) Schulentwicklungsplanung 
 
Gemäß der aktuellen Schulentwicklungsplanung zu den Förderzentren (VO/2024/13171-06) 
verfolgt die Hansestadt Lübeck als Schulträger das übergreifende Ziel, die schulische Inklusi-
on im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention aus dem Jahr 2009 voranzutreiben. Um 
die Möglichkeiten der gemeinsamen Beschulung von Kindern mit und ohne Förderbedarf 
auszubauen, sieht die aktuelle Schulentwicklungsplanung im Bereich des Förderschwer-
punktes geistige Entwicklung unter anderem eine organisatorische Umstrukturierung der 
Ahorn-Schule hin zu einer inklusiven Schule vor. 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt den Anstieg der Anzahl an Schüler:innen und Klassen an der 
Ahorn-Schule in den vergangenen 5 Schuljahren: 
  

Schuljahr Schüler:innen Klassen 
21/22 98 10 
22/23 109 10 
23/24 117 12 
24/25 120 11 
25/26 124 11 

 
Laut Prognose der aktuellen Schulentwicklungsplanung zu den Förderzentren wird die 
Ahorn-Schule auch zukünftig eine ähnliche hohe Anzahl an Schüler:innen mit dem Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung zu versorgen haben. Dabei soll die rein exklusive Beschu-
lung zugunsten des Ziels der Inklusion an Regelschulen jedoch nicht ausgebaut werden.  
 
Stattdessen sieht die aktuelle Schulentwicklungsplanung der Förderzentren vor 
(VO/2024/13171-06), dass sich das Förderzentrum öffnet und auch Grundschulkinder ohne 
Förderbedarf aufnimmt. Dazu soll an der Ahorn-Schule ein 1-zügiger inklusiver Regel-
Grundschulteil an das 1-zügige Förderzentrum angegliedert werden. In der Grundschule 
sollen Kinder mit dem Förderbedarf geistige Entwicklung und Regelschulkinder gemeinsam 
beschult werden. Grundschule und Förderzentrum sollen dabei intensiv zusammenarbeiten. 
Auf diese Weise wird eine inklusive Beschulung auch schwerer beeinträchtigter Kinder er-
möglicht. Als Vorbild gilt hier die Ellerbeker Schule in Kiel, die dieses Konzept seit langem 
erfolgreich umsetzt. 
 
Am 14.11.2024 wurde die aktuelle Schulentwicklungsplanung der Förderzentren nicht nur im 
Schul- und Sportausschuss, sondern im gemeinsamen Ausschuss mit der Jugendhilfe in der 
Hanse-Schule beraten – mit dem Ergebnis, dass der Bereich Schule und Sport gemeinsam 
mit der heutigen Ahorn-Schule (damals: Maria-Montessori-Schule), der Schulaufsicht und 
den schulpolitischen Sprecher:innen die Möglichkeit der Einrichtung einer inklusiven Schule 
für Lübeck als Verbindung eines Förderzentrums für geistige Entwicklung und einer Grund-
schule prüfen soll (Schulentwicklungsplanung der Förderzentren, VO/2024/13171-06, S. 43). 
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Für dieses, von allen Parteien in den zuvor erwähnten Gremien unterstütztes Vorgehen wird 
jetzt die Zustimmung der Lübecker Bürgerschaft eingeholt. 
 
Die vorgenannte Prüfung ergab, dass die Errichtung einer speziell an den Bedarfen von Kin-
dern mit Förderbedarf geistige Entwicklung ausgerichtete inklusive Schule (ähnlich der Eller-
beker Schule in Kiel) nur am Standort der Ahorn-Schule möglich ist, da eine spezielle räumli-
che Ausstattung nötig ist und eine Kooperation zwischen den Schulteilen erfolgen soll. Nach 
Errichtung des Grundschulteils der Ahorn-Schule soll für diesen ein eigener Zuständigkeits-
bereich geschaffen werden. Auch außerhalb dieses Schuleinzugsbereichs wohnende Inklusi-
onskinder sollen aufgenommen werden. 
 
 
C) Zielstruktur der inklusiven Schule 
 
Vor dem Hintergrund der vorgenannten schulentwicklungsplanerischen Aspekte ist für die 
Ahorn-Schule zukünftig die folgende Klassenstruktur geplant. 
 
Auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße sollen insgesamt 13 Klassen unterrichtet wer-
den. Dabei wird grundsätzlich das Ziel verfolgt, dass pro Grundschulklasse max. 6 Kinder mit 
dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung inklusiv beschult werden, wobei die Maximal-
größe einer Klasse dann bei 20 Grundschüler:innen liegt. Die Stärke der Klassen des Förder-
zentrumsteil beläuft sich im Regelfall auf 10 Schüler:innen.  
 

Förderzentrumsteil der Ahorn-Schule 
(Schulgelände in der Stellbrinkstraße) 

 inklusiver Grundschulteil der Ahorn-
Schule 

(Schulgelände in der Stellbrinkstraße) 
Klassen-

stufe 
Anzahl 

der Klassen 
Schüler:innen 

pro Klasse 
 Klassen-

stufe 
Anzahl 

der Klassen 
Schüler:innen 

pro Klasse 
1 1 10  1 1 20 
2 1 10  2 1 20 
3 1 10  3 1 20 
4 1 10  4 1 20 
5 1 10  gesamt: 4 80 
6 1 10     
7 1 10     
8 1 10     
9 1 10     

gesamt: 9 90     
 
Zwischen dem Grundschulteil und den ersten vier Jahrgängen des Förderzentrumsteils wird 
eine Durchlässigkeit im schulischen Alltag erwartet. Das heißt, dass aller Voraussicht nach 
Schüler:innen aus dem Grundschulteil zusammen mit den Erst- bis Viertklässlern des För-
derzentrumsteils unterrichtet werden. Hierbei wird es eine intensive Zusammenarbeit zwi-
schen dem Förderzentrum und der Grundschule geben, sodass auch Kinder mit einem er-
höhten Assistenzbedarf an einem inklusiven Unterricht teilhaben können. 
 
Dem Ziel der aktuellen Schulentwicklungsplanung zu den Förderzentren (VO/2024/13171-06) 
folgend, die inklusive Beschulung an den Regelschulen voranzubringen und die Zahlen der 
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exklusiv beschulten Schüler:innen deutlich zu verringern, würden die in dem geplanten 
Grundschulteil der Ahorn-Schule inklusiv beschulten Schüler:innen nach Abschluss der vier-
ten Jahrgangsstufe an eine Regelschule mit einer Sekundarstufe 1 wechseln, um dort eben-
falls inklusiv beschult zu werden (sog. Schwerpunktschulen für Inklusion).  
 
Die Zielstruktur der aktuellen Schulentwicklungsplanung zu den Förderzentren 
(VO/2024/13171-06) sieht vor, dass die bis zu 6 Arbeitsvorbereitungsklassen (Klassenstufen 
10 bis 12) der Ahorn-Schule zukünftig gemeinsam mit den Arbeitsvorbereitungsklassen der 
Schule Wilhelmshöhe an einer Berufsschule im Rahmen eines Campusmodells unterrichtet 
werden sollen. Solange diese Zielstruktur nicht umgesetzt werden kann, sind auf dem Schul-
gelände in der Stellbrinkstraße weiterhin Räumlichkeiten vorzuhalten, um den Unterricht für 
diese Klassen sicherstellen zu können. 
 
Innerhalb der schulischen Verbindung von dem vorhandenen Förderzentrum und der neu 
zu schaffenden Grundschule soll der Schwerpunkt auf dem Förderzentrumsteil liegen. Das 
bedeutet zum einen, dass die fachliche Expertise im Bereich geistige Entwicklung unter an-
derem bei der Auswahl der Funktionsstellen (z.B. Schulleitung) durch die zuständige 
Schulaufsichtsbehörde vorrangig berücksichtigt wird. Zum anderen wird der Schwerpunktteil 
beim Namenszusatz der Schule zuerst genannt. Auswirkungen auf schulische Pädagogik hat 
die Festlegung des Schwerpunktes nicht. 
 
 
D) Rechtlicher Rahmen 
 
Bei der oben genannten Zielstruktur handelt es sich um eine organisatorische Verbindung 
von zwei Schulen. § 60 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (SchulG) definiert hierfür die 
rechtlichen Grundlagen, wonach die Schulträger Schulen oder Teile von Schulen nach Maß-
gabe des § 9 Absatz 2 SchulG zu einer neuen Schule im Sinne dieses Gesetzes zusammen-
fassen können. § 9 Absatz 2 Satz 1 SchulG besagt, dass Grundschulen, Gymnasien und För-
derzentren miteinander organisatorisch verbunden werden können. Befinden sich gemäß § 
60 Abs. 4 SchulG allgemein-bildende Schulen eines Trägers in einem Gebäude oder sind de-
ren Gebäude benachbart, können sie zu einer Schule verbunden werden.  
 
Aktuell befindet sich auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße 1, 23566 Lübeck nur die 
Ahorn-Schule als Förderzentrum mit dem Schwerpunkt geistige Entwicklung.  
 
Die organisatorische Verbindung mit einer Grundschule setzt die vorangehende Errichtung 
dieser Grundschule nach Maßgabe des § 58 SchulG voraus. Danach entscheidet der Schul-
träger über die Errichtung einer Schule. Die Entscheidung des Schulträgers bedarf der Ge-
nehmigung der Schulaufsichtsbehörde. Die Genehmigung setzt voraus, dass unter Berück-
sichtigung der Schulentwicklungsplanung des Schulträgers und des Kreises für die Errich-
tung der Schule ein öffentliches Bedürfnis besteht und die nach § 52 SchulG bestimmte Min-
destgröße eingehalten wird.  
 
Der aktuelle Schulentwicklungsplan für die Förderzentren (VO/2024/13171-06) beschreibt 
das übergreifende Ziel der schulischen Inklusion im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention aus dem Jahr 2009 sowie die in dieser Vorlage dargelegte 
Struktur für die Ahorn-Schule, womit ein öffentliches Bedürfnis zur Errichtung einer Grund-
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schule auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße 1, 23566 Lübeck gegeben ist. 
 
Gemäß § 52 SchulG hat das für Bildung zuständige Ministerium mit der Landesverordnung 
über die Bestimmung der Mindestgröße von öffentlichen allgemein-bildenden Schulen und 
Förderzentren (Mindestgrößenverordnung – MindGrVO) die Mindestgröße von Schulen der 
jeweiligen Schulart bestimmt. In Grundschulen müssen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 MindGrVO min-
destens 80 Schüler:innen unterrichtet werden. Gemäß der angedachten Zielstruktur sollen 
in dem inklusiven Grundschulteil der organisatorischen Verbindung 80 Schüler:innen be-
schult werden. Vor diesem Hintergrund soll die Mindestgröße auch damit gewährleistet 
werden, dass im Zuge des jährlich stattfindenden Verfahrens zur Feststellung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs bis zu 6 Kinder pro Grundschuljahrgang (insgesamt also bis zu 
24 Kinder) aus dem gesamten Lübecker Stadtgebiet an den Grundschulteil der Ahorn-Schule 
koordiniert werden. Kalkulatorisch decken ca. 18 Grundschüler:innen pro Jahrgang, die 
zukünftig zusätzlich im Stadtbezirk Marli / Brandenbaum (Stadtteil St. Gertrud) prognostiziert 
werden, den restlichen Bedarf zu den benötigten 80 Schüler:innen, womit die Mindestgröße 
für eine Grundschule eingehalten werden würde. Sofern und sobald der Zuständigkeitsbe-
reich für den angedachten Grundschulteil der Ahorn-Schule neu geschaffen werden muss, 
wird diese kalkulatorische Bedarfsgröße mitberücksichtigt. 
 
Wenn die Genehmigung durch die Schulaufsichtsbehörde erteilt worden ist, ist der Schulträ-
ger verpflichtet, eine Schule zu errichten und zu unterhalten (§ 58 Abs. 3 SchulG). 
 
Auch die organisatorische Verbindung der Ahorn-Schule als Förderzentrum mit der zu er-
richtenden Grundschule bedarf nach § 60 SchulG der Genehmigung der Schulaufsichts-
behörde. Sie führt zur Auflösung vollständig eingebundener Schulen. Die Genehmigung setzt 
voraus, dass die durch die organisatorische Verbindung neu entstehende Schule die nach 
§ 52 SchulG i.V.m. MindGrVO festgelegte Mindestgröße erfüllt. Zudem ist bei der Genehmi-
gung insbesondere zu berücksichtigen, dass die organisatorische Verbindung der Schulent-
wicklungsplanung der Schulträger (§ 48 Abs. 1 Nr. 1 SchulG) und der Kreise (§ 51 SchulG) 
entspricht. Dass die Mindestgröße des Grundschulteils eingehalten werden wird, wurde 
oben dargestellt. Für Förderzentren mit dem Schwerpunkt geistige Entwicklung definiert die 
MindGrVO keine Mindestschüler:innenzahl. Die organisatorische Verbindung aus einem För-
derzentrum mit einem inklusiven Grundschulteil wurde als wesentliches Ziel in dem aktuel-
len Schulentwicklungsplan für die Förderzentren (VO/2024/13171-06) beschrieben, sodass 
die erforderliche Genehmigung voraussichtlich erteilt werden wird. 
 
Geprüft wurde darüber hinaus, ob auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße neben dem 
1-zügigen inklusiven Grundschulteil auch ein 1-zügiger inklusiver Gemeinschaftsschulteil 
errichtet werden könnte. Ein 1-zügiger inklusiver Gemeinschaftsschulteil ist mit den Vorga-
ben des § 1 Abs. 1 Nr. 2 MindGrVO nicht vereinbar1 und für einen 2-zügigen inklusiven Ge-
meinschaftsschulteil besteht nach aktueller Bewertung der Schulentwicklungsplanung kein 
hinreichender Bedarf.  

 
1 Ein 1-zügiger inklusiver Gemeinschaftsschulteil hätte in den Klassenstufen 5 bis 10 bei 20 Schü-
ler:innen pro Klasse (hiervon würden pro Klasse 6 Schüler:innen mit dem Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung inklusiv beschult werden) und damit eine Gesamtzahl von 120 Schüler:innen. Da in Ge-
meinschaftsschulen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 MindGrVO mindestens 240 Schüler:innen in der Sekundar-
stufe 1 unterrichtet werden müssen, wäre ein 1-zügiger inklusiver Gemeinschaftsschulteil aus rechtli-
cher Sicht nicht genehmigungsfähig. 
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E) Zusammenfassung über das Raumprogramm für die Zielstruktur  
 
Die inklusive Schule aus einem Förderzentrumsteil und einem Grundschulteil benötigt Räu-
me, die den Bedarfen von Kindern mit Förderbedarf geistige Entwicklung für einen zeit-
gemäßen Unterricht und eine ganztägliche Betreuung gerecht werden. Dabei wird das Ziel 
verfolgt, dass allen Schüler:innen eine gleichberechtigte und barrierefreie Teilnahme am 
Schulalltag ermöglicht wird. Hierzu wurde mit der Schulleitung der Ahorn-Schule und mit 
dem Schulamt der Hansestadt Lübeck als untere Schulaufsichtsbehörde das erforderliche 
Raumprogramm abgestimmt.  
 
An jeden Klassenraum (sowohl vom Förderzentrumsteil, als auch vom Grundschulteil) soll 
ein Differenzierungsraum angrenzen, der eine Ruhezone als Rückzugsmöglichkeit für Schü-
ler:innen mit intensivem Assistenzbedarf bietet. Die Klassenräume (sowohl vom Förderzen-
trumsteil, als auch vom Grundschulteil) benötigen eine ausreichende Größe, um eine inklu-
sive Beschulung und integrierte Raumnutzung zu ermöglichen.  
 
Die Betreuungsräume müssen den sonderpädagogischen Bedarfen entsprechend ausgestat-
tet werden.  
 
Von besonderer Bedeutung sind weiterhin die Matsch-, Snoezel-, Aktions-, Bewegungs- und 
Therapieräume. Mehrere Pflegeräume (jeweils mit großer Dusche, höhenverstellbarer 
Übungstoilette, höhenverstellbarem Waschbecken, Pflegeliege sowie Decken- bzw. Wandlif-
ter) sind für die inklusive Schule unabdingbar. Es braucht ausreichend Lagerflächen für 
Rollstühle sowie spezielle behindertengerechte Ausstattung. 
 
Ein Förderzentrum mit dem Schwerpunkt geistige Entwicklung benötigt Fachräume für 
Haushaltslehre, Musik, Kunst, Textillehre und Werken.  
 
In der von der gesamten Schule genutzten Mensa, deren Speisesaal multifunktional auch als 
Aula genutzt werden kann, soll weiterhin frisch zubereitetes Essen ausgegeben werden.  
 
Die Verwaltungsräume werden von einem multiprofessionellen Team genutzt.  
 
Für den Sportunterricht wird eine Halle mit ausreichend großen Übungsflächen benötigt.  
 
Im Außenbereich sollen Sporteinheiten auf einem Mehrzweckfeld bzw. auf einer Laufbahn 
mit einer Sprunggrube durchgeführt werden.  
 
Für die Kraftfahrzeuge des Fahrdienstes, der benötigt wird, um die Schüler:innen mit einem 
Förderbedarf zur Schule zu bringen und von der Schule abzuholen, werden die erforder-
lichen Stellplätze vorgesehen. 
 
 
F) Beschluss der Schulkonferenz  
 
Die o.g. Zielstruktur und der Umfang der dafür benötigten Räume wurde der Schulkonferenz 
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der Ahorn-Schule vorgestellt und es gab einen gemeinsamen Austausch, an dem sich auch 
das Schulamt der Hansestadt Lübeck, das Gebäudemanagement der Hansestadt Lübeck 
sowie der Bereich Schule und Sport mit eingebracht haben. 
 
Am 30.06.2025 stimmte die Schulkonferenz der Ahorn-Schule dem Antrag mehrheitlich zu, 
den Vorschlag zur Gestaltung der Ahorn-Schule als Inklusive Schule mit einem einzügigen 
Förderzentrumszweig (Klasse 1-9), einem einzügigen inklusiven Grundschulzweig sowie einer 
Auslagerung der AVK Lübeck an eine Berufsschule mitzutragen (siehe Schulkonferenzbe-
schluss, Anlage 1).  
 
Darüber hinaus stimmte die Schulkonferenz der Ahorn-Schule am 30.06.2025 über einen 
zweiten Antrag ab – mit dem Ergebnis, dass sich die Schulkonferenz für die Umsetzung der 
Ahorn-Schule als inklusive Schule einen zweizügigen Grundschulzweig wünscht. Vor diesem 
Hintergrund wurde geprüft, ob neben dem angedachten 1-zügigen inklusiven Grundschulteil 
ein zweiter Grundschulzug auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße eingerichtet werden 
könnte. Diese an die Ellerbeker Schule in Kiel angelehnte Grundschulstruktur kann allerdings 
deshalb nicht weiter verfolgt werden, da in dem Stadtbezirk Marli / Brandenbaum (Stadtteil 
St. Gertrud) die Prognose an zukünftig zu unterrichtenden Grundschüler:innen nicht ausrei-
chend hoch ist, um zwei Grundschulzüge an der Ahorn-Schule bilden zu können. 
 
 
G) Stellungnahmen der Schulleitung, der unteren Schulaufsichtsbehörde und des Be-
hindertenbeirates der Hansestadt Lübeck 
 
Die Schulleiterin der Ahorn-Schule steht der angedachten organisatorischen Verbindung 
positiv gegenüber (siehe Stellungnahme vom 22.05.2026, Anlage 2). 
 
Die Schulrätin des Schulamtes in der Hansestadt Lübeck konnte die von der Schulleitung 
angeführten Gründe für die angedachte Umgestaltung zu einer inklusiven Schule sehr gut 
nachvollziehen und unterstützt das Vorhaben ausdrücklich (siehe Stellungnahme vom 
10.07.2026, Anlage 3). 
 
Der Behindertenbeirat der Hansestadt Lübeck begrüßt das Vorhaben, versteht dieses jedoch 
ausdrücklich als ersten Schritt auf dem Weg zu einem inklusiven Bildungssystem (siehe Stel-
lungnahme vom 24.07.2026 und Ergänzung vom 20.08.2026, Anlage 4). 
 
 
H) Kostenschätzung 
 
Gemäß § 48 SchulG hat die Hansestadt Lübeck als Schulträger für die ca. 18 Grundschü-
ler:innen pro Jahrgang, die zukünftig zusätzlich im Stadtbezirk Marli / Brandenbaum (Stadt-
teil St. Gertrud) prognostiziert werden, bereitzustellen und anschließend die laufenden Kos-
ten für den Schulbetrieb zu tragen. Dies gilt ebenso für die bis zu 6 Kinder pro Grundschul-
jahrgang, die im Zuge des jährlich stattfindenden Verfahrens zur Feststellung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs aus dem ganzen Lübecker Stadtgebiet an den geplanten 
Grundschulteil der Ahorn-Schule koordiniert werden sollen. 
 
Baukosten 
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Die vom GMHL erstellte Kostenschätzung basiert auf dem mit dem Schulamt der Hansestadt 
Lübeck abgestimmten Raumprogramm2 und beinhaltet weiterhin prozentuale Ansätze für 
Ausstattung, Außenanlagen sowie Baunebenkosten. Die Baukosten wurden anhand von Kos-
tenkennwerten aus dem Baukostenindex BKI gemäß 1. Quartal 2025 ermittelt. Unter 
Berücksichtigung von 2,5 % Kostensteigerung im Bauwesen zum 1. Quartal 2026 (Quelle: 
statistisches Bundesamt; Destatis, 22.07.2026) ist aktuell für die Errichtung des inklusiven 
Grundschulteils an der Ahorn-Schule von Baukosten in Höhe von ca. 5.600.000 EUR brutto 
auszugehen.  
 
Darüber hinaus ist eine Baumaßnahme für den Förderzentrumsteil erforderlich, die sich 
zum einen aus dem baulichen Zustand der Ahorn-Schule (siehe Abschnitt A dieser Vorlage) 
und zum anderen aus dem pädagogischen Ziel der organisatorischen Schulverbindung er-
gibt, durch die eine intensive Zusammenarbeit zwischen dem Förderzentrumsteil und dem 
Grundschulteil erst möglich wird. Raumprogrammatische Synergien zwischen den Gebäude-
flächen der beiden Schulteile wurden in der o.g. Kostenschätzung beachtet. So sollen einige 
Flächen gemeinschaftlich für den gesamten Standort genutzt werden können. Auch bei der 
Haustechnik und Gebäudeverwaltung (u.a. Hausmeister, Putzmittelräume) sowie bei der 
Erschließung der Schule sind begünstigende Effekte berücksichtigt.  
Insofern bilden die beschriebenen Baukosten (in Höhe von ca. 5.600.000 EUR brutto) nur 
einen Teil der notwendigen Baumaßnahme ab und sind nicht mit einem freistehenden bzw. 
autarkem Schulgebäude gleichzusetzen.  
 
Umfassende Kostenschätzungen liegen bisher nicht vor.  
Erste Voruntersuchungen wie Energieberatung, Schadstoffgutachten wurden aus den Haus-
haltsmitteln das investive PSK 111029 553 7851000 „Ahorn-Schule, Grundinstandsetzung“ 
beauftragt. Das genannte Produktsachkonto wurde inhaltlich mittlerweile gem. Haushalts-
begleitbeschluss zum Haushalt 2026 auf die Maßnahme „Grundsanierung / Ersatzneubau“ 
erweitert. Im aktuellen Haushaltsjahr 2026 stehen dort insgesamt 90.000 € zur Verfügung, 
die weitestgehend für Planungsleistungen (Phase 0; ggf. VgV-Verfahren) sowie weitergehen-
de Voruntersuchungen verwendet werden können. 
Es werden weitere Finanzmittel in den folgenden Haushaltsjahren angemeldet. Nach Festle-
gung des Bauumfangs im Zuge der Erstellung einer EW-Bau wird geprüft, ob Fördermöglich-
keiten bestehen.  
 
Da die Hansestadt Lübeck das Ziel verfolgt, die Teilhabe am Unterricht an den Regelschulen 
im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention aus dem Jahr 2009 voranzubringen 
(VO/2024/13171-06), und die dafür benötigten Räumlichkeiten zum Zeitpunkt dieser Vorlage 
an keinem Schulstandort im Stadtbezirk Marli / Brandenbaum (Stadtteil St. Gertrud) existie-
ren, müssen diese für eine inklusive Beschulung geeigneten Schulräume unabhängig von der 
Frage, an welchem Grundschulstandort die Beschulung der betroffenen Kinder stattfinden 
würde, ohnehin neu geschaffen werden. Insofern sind die Baukosten, die für den inklusiven 

 
2 Das pädagogische Raumprogramm für die Errichtung des inklusiven Grundschulteils umfasst 4 Klas-
senräume, 4 Differenzierungsräume, 3 Betreuungsräume, Lager für Rollstühle sowie spezielle behin-
dertengerechte Ausstattung, Snoozel-Raum, Aktions- und Therapieraum, Mehrzweckraum mit Neben-
raum, Erweiterungsflächen zur Mensa mit Küchenbereich, Raum für Koordinator:in, Aufenthaltsbe-
reich für Kollegium, Raum für Arbeitsplätze des Kollegiums, Lehrmittelraum, Archiv, Bücherei für Schü-
ler:innen, Kopierraum, Raum für Ladeinfrastruktur, Pflegeraum und Erweiterungsflächen zum Sanitär-
bereich. 
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Grundschulteil an der Ahorn-Schule anfallen, übergreifend betrachtet keine Mehrkosten, da 
der Schulraum, der eine gleichberechtigte und barrierefreie Teilnahme am Schulalltag er-
möglichen soll, auch an einem anderen Schulstandort erst noch geschaffen werden müsste. 
 
Laufende Kosten 
Bei dem überwiegenden Teil der laufenden Kosten kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
genaue Angabe zu deren jährlichem Umfang gemacht werden. Eine solche Kostenangabe ist 
erst ermittelbar, wenn der tatsächliche Beschulungsstandort der geplanten 80 Grundschul-
kinder final feststeht. Hintergrund sind die standortabhängigen Unsicherheitsfaktoren ins-
besondere bei den Betriebs- und Energiekosten. Sobald die jährlich anfallenden Kosten be-
ziffert werden können, wird eine gesonderte Vorlage erstellt. 
 
Abweichend von den oben genannten Personalkosten stellt sich die Situation für das städti-
sche Küchenpersonal dar. Das Mittagessen in der Ahorn-Schule wird im Unterschied zu den 
Grundschulen, an denen das von einem Caterer angelieferte Essen ausgegeben wird, frisch 
zubereitet. Aus diesem Grund werden die Personalkosten für das Küchenpersonal anstei-
gen, sobald der inklusive Grundschulzug an der Ahorn-Schule eingerichtet ist. Die Schätzung 
des Bereiches Schule und Sport zu den jährlich anfallenden Personalkosten für die Küchen-
hilfe in der schulorganisatorische Verbindung aus einem Förderzentrum und einer Grund-
schule mit insgesamt 13 Klassen und ca. 170 Schüler:innen liegt bei 147.333,33 € brutto und 
damit ca. 81 Prozent über den geschätzten Personalkosten für die Küchenhilfe in ein reinem 
Förderzentrum mit 9 Klassen und ca. 90 Schüler:innen (81.467,00 € brutto p.a.).3 Die Perso-
nalkosten für das städtische Küchenpersonal werden auf dem Produktsachkonto 221001 
000 5012 Personalaufwendungen Förderzentren geordnet. 
 
Bzgl. der laufenden Unterhaltungskosten für die neu gebauten schulischen Räumlichkeiten 
und Außenanlagen ist zu vermuten, dass sich eine moderne Haustechnik ebenso positiv auf 
die Kosten des Gebäudebetriebs auswirken wird, wie eine sinnvolle Überplanung der Schul-
hofgestaltung auf die dazugehörigen Pflege- und Wartungskosten. Genaue Zahlen lassen 
sich auch hier erst in der weiteren Planungsphase ermitteln. 
 
Zeitpunkt der Kostenwirksamkeit 
Da gegenwärtig nicht bekannt ist, wann das Bildungsministerium die Genehmigung für die 
inklusive Schule auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße erteilt, kann kein genauer 
Zeitpunkt für die Wirksamkeit der in diesem Abschnitt benannten Kosten genannt werden. 
Sofern die schulorganisatorische Verbindung durch die obere Schulaufsichtsbehörde ge-
nehmigt wurde, werden alle betroffenen Bereiche der Hansestadt Lübeck die erforderlichen 
Haushaltsmittel auf den entsprechenden Produktsachkonten bei den Haushaltsplanungen 
berücksichtigen. 
 
 
I) Überblick zu dem weiteren Vorgehen 
Sofern die Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck eine Entscheidung darüber getroffen hat, 
dass auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße eine inklusive Schule (als organisatorische 
Verbindung des Förderzentrums geistige Entwicklung mit einer neu zu errichtenden Grund-

 
3 Bei der Schätzung der Personalkosten wurden die Personalkostendurchschnittswerte 2026 für die 
Kernverwaltung der Hansestadt Lübeck (Ist-Kosten des Vorjahres sowie bekannte und absehbare Ver-
änderungen der Tabellenwerte und Arbeitgeberkosten, Stand: 19.06.2026) zugrunde gelegt. 
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schule in der vorgenannten Zielstruktur) entstehen soll, bedarf diese Entscheidung der Ge-
nehmigung durch das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur als zuständige obere Schulaufsichtsbehörde. 
 
Aller Voraussicht nach würde die Hansestadt Lübeck als Schulträger aufgrund der erforderli-
chen Baumaßnahmen auf dem Schulgelände in der Stellbrinkstraße, durch die der benötigte 
Schulraum für die geplante Zielstruktur der inklusiven Schule erst noch geschaffen werden 
muss, vorerst nur eine vorbehaltliche Zustimmung erhalten. 
 
Sobald die (vorbehaltliche) Zustimmung der oberen Schulaufsichtsbehörde vorliegt, kann die 
weitere Planung der erforderlichen Baumaßnahmen, federführend durch das GMHL, erfol-
gen. Im ersten Schritt wird eine Phase 0 unabdingbar, um die schulischen Belange und Zu-
sammenhänge der angedachten Schulformen ausarbeiten zu können (Dauer ca. 6 Monate). 
Diese Erkenntnisse sollen in die darauffolgende Ausschreibung und Vergabe der Leistungs-
phasen 1 bis 3 nach HOAI für das Schulbauprojekt einfließen. Hierfür ist ein Architektur-
Wettbewerb als Realisierungswettbewerb vorgesehen (Dauer ca. 6-9 Monate). Parallel müs-
sen alle anderen Fachplaner mittels Vergabeverfahren beauftragt werden. Nach Durch-
führung der LP 1-3 Grundlagenermittlung, Vorplanung, Entwurfsplanung (Dauer ca. 18-24 Mo-
nate) und Aufstellung Kostenberechnung mit einer aufgestellten EW-Bau wird für die Bau-
maßnahme seitens des GMHL eine Vorlage zur Projektfreigabe durch die politischen Gremi-
en erstellt. Daran schließt sich die LP 4 Genehmigungsplanung und mit dem dazugehörigen 
Genehmigungsverfahren an (Dauer mind. 9 Monate). Auf die LP 5-7 Ausführungsplanung, 
Vorbereitung und Durchführung der Vergabe der Bauleistungen (Dauer ca. 12-18 Monate) folgt 
schließlich die LP 8 Bauausführung (Dauer ca. 24 Monate). Unter der Annahme, dass die obe-
re Schulaufsichtsbehörde spätestens im Laufe des 1. Halbjahres 2027 ihre Zustimmung er-
teilen wird, stellt sich der weitere Ablauf voraussichtlich wie folgt dar: 

- ca. 2027:    Zustimmung Bildungsministerium und Phase 0 
- ca. 01/2028 - 09/2028:  Wettbewerb und Beauftragung Fachplanungen 
- ca. 10/2028 - 03/2030:  LP 1-3 
- ca. 04/2030 - 12/2030:  LP 4 
- ca. 01/2031 - 06/2032:  LP 5-7 
- ca. 07/2032 - 07/2034:  LP 8 

 
Die bis 2032 anfallenden Planungskosten sowie die in den Jahren 2032 bis 2034 anfallenden 
Baukosten werden im Zuge der jeweiligen Haushaltsplanungen berücksichtigt. Im Jahr 2027 
werden die Fachbereiche 4 und 5 über den aktuellen Stand der bisherigen Erkenntnisse (z.B. 
Gegenüberstellung Sanierung mit Erweiterung zu Neubau, mögliche Umsetzungsstrategie) 
berichten. 
 
Nachdem der benötigte Schulraum für die organisatorische Verbindung des Förderzentrums 
geistige Entwicklung mit einer neu zu errichtenden Grundschule im Zuge der Baumaßnahme 
geschaffen worden ist und die inklusive Schule in der geplanten Zielstruktur unter Berück-
sichtigung der seitens der oberen Schulaufsichtsbehörde formulierten Bedingungen ihre 
Aufgaben erfüllt, kann die Hansestadt Lübeck als Schulträger eine endgültige Zustimmung 
durch das Bildungsministerium erhalten. Anschließend könnte die inklusive Schule ihre Ar-
beit aufnehmen. 
 
Anlage(n): 

11 von 22 in Zusammenstellung



 

Vorlage 20/0401 
Seite: 12 / 12 

 

1 - Anl. 1) Auszug aus dem Protokoll der Schulkonferenz vom 30.06.2025 (öffentlich) 
 
2 - Anl. 2) Stellungnahme Schulleitung 22.05.2026 (öffentlich) 

 
3 - Anl. 3) Stellungnahme Schulaufsicht zur Umgestaltung der Ahorn-Schule_10.07.2026 
(öffentlich) 

 
4 - Anl. 4) Stellungnahme des Beirates für Menschen mit Behinderung der HL_24.07.2026 & 
20.08.2026 (öffentlich) 

 
 
 
 
 
 
 

  

Senatorin Monika Frank   

 
[Dokumentende 
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Auszug aus dem Protokoll der Schulkonferenz vom 30.06.2025 

TOP 8 Zukunft der Ahorn-Schule / Inklusive Schule - Diskussion und Abstimmung  

- Es wurden hierzu umfassende Informationen geliefert (Artikel Zeitschrift, Argumente / Eindrücke 

des Kollegiums aus dem Besuch der Schule Ellerbek).  

- Die Stadt sieht eine inklusive Schule mit einem einzügigen Förderzentrumszweig (Kl. 1 - 9), einem 

einzügigen inklusiven Grundschulzweig sowie einer Auslagerung der AVK Lübeck an einer 

Berufsschule vor.  

- Das Kollegium der Ahorn-Schule spricht sich mehrheitlich für einen zweizügigen Grundschulzweig 

aus.  

- In der Schulkonferenz soll ein Meinungsbild abgefragt werden und die Anträge (siehe Anlage) 

abgestimmt werden.  

- In der Diskussion wird deutlich, dass es insbesondere auf das Raumkonzept ankommt. Verschiedene 

Pausenhöfe und unterschiedliche Möglichkeiten der Begegnung sind entscheidend. Die Eltern äußern 

große Sorge darüber, dass die Schule zu groß werden könnte und damit für einige SchülerInnen nicht 

mehr geeignet. Es laufe zudem die Gefahr einer Anonymität. Konkretere Pläne wären 

wünschenswert.  

 

Abstimmung Antrag 1 (Die Mitglieder der Schulkonferenz mögen beschließen, dass sie den Vorschlag 

zur Gestaltung der Ahorn-Schule als Inklusive Schule mit einem einzügigen Förderzentrumszweig 

(klasse 1-9), einem einzügigen inklusiven Grundschulzweig sowie einer Auslagerung der AVK Lübeck 

an eine Berufsschule mittragen (s. Vorschlag der Schulentwicklungsplanung der Hansestadt Lübeck S. 

41ff) 

14 Zustimmungen  

1 Enthaltung 

 

Die Schulkonferenz stimmt dem Antrag mehrheitlich zu.  

 

Abstimmung Antrag 2 (Die Schulkonferenz möge beschließen, dass sie für die Umsetzung der Ahorn-

Schule als inklusive Schule einen zweizügigen Grundschulzweig wünscht)) 

11 Zustimmungen  

1 Enthaltung 

3 Ablehnung  

Die Schulkonferenz stimmt dem Antrag mehrheitlich zu. 
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Stellungnahme inklusive Beschulung am Schulstandort Ahorn-Schule 

 

 

Die Schulkonferenz vom 30.06.2025 hat sich für einen inklusiven Schulstandort an unserem 

Förderzentrum ausgesprochen. Dies bedeutet, dass alle entscheidend betroffenen 

Gruppen, nämlich die Lehrkräfte, das pädagogische Personal, die Eltern und die 

Schülerinnen und Schüler sich für Inklusion an der Ahorn-Schule ausgesprochen haben. 

 

Die von Deutschland ratifizierte UN-Behindertenrechtskonvention aus dem Jahr 2009, 

verpflichtet den Staat und die Gesellschaft zur Inklusion in allen Lebensbereichen. Dies 

schließt Schule und Bildung m.E. nicht nur mit ein. Schule und Bildung sind von zentraler 

Bedeutung für die Entwicklung einer inklusiven Gesellschaft. Denn in der Schule wird nicht 

nur Wissen vermittelt. Hier werden auch Einstellungen und Haltungen entwickelt und 

geformt. Gelebte Inklusion, die Vielfalt und demokratische Grundwerte vorlebt, trägt 

über die Schulgrenzen hinaus zu einer inklusiven Gesellschaft bei.  

Kinder haben das Recht, sich untereinander zu begegnen, miteinander in Kontakt zu 

kommen, miteinander zu spielen und zu lernen, egal, welches die physischen, 

psychischen oder kognitiven Voraussetzungen sind.  

 

Ich bin seit August 2025 Schulleiterin der Ahorn-Schule. Den Schulkonferenzbeschluss 

habe ich nicht mit gefasst. Allerdings habe ich mich in meinen Bewerbungsverfahren 

intensiv mit der Schule, der Schullandschaft in Lübeck und der geplanten Entwicklung 

der Förderzentren in Lübeck befasst. Darüber hinaus habe ich mich auch auf den Seiten 

der Initiative Inklusion und ElternSTIMME e.V. beschäftigt. Mir war sehr bewusst, dass an 

dem Schulstandort voraussichtlich eine Veränderung bevorsteht. Nämlich die Öffnung 

eines Förderzentrums für die Beschulung von Regelschulkindern. Ich persönlich habe 

mich auch aus diesem Grund für die Stelle beworben. Inklusion sollte 17 Jahre nach der 

UN-Behindertenrechtskonvention keine Frage des OB mehr sein, sondern nur des WIE. 

Durch die Integration einer Grundschule an unserem Förderzentrum bekommen auch 

Schülerinnen und Schüler, die von Regelschulen aus personellen, sächlichen oder 

räumlichen Voraussetzungen nicht integriert werden können (fraglich aus meiner Sicht, 

ist aber noch so), die Chance, Begegnungen, Spiel- und Lernsituationen gemeinsam zu 

erleben. Die Frage für die Ahorn-Schule lautet damit zusammenfassend nicht OB, 

sondern WANN. 

 

 

Lübeck, 22.05.2026 

 

gez. 

Yvonne Grimm, Schulleiterin 
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Schulamt Hansestadt Lübeck, Kronsforder Allee 2-6, 23569 Lübeck 

  Ihr Zeichen: /  

Hansestadt Lübeck 
Der Bürgermeister 
4.401 Schule und Sport  Ihre Nachricht vom: / 
Kronsforder Allee 2-6  Mein Zeichen: /  
23560 Lübeck  Meine Nachricht vom: / 

 

Susanne Werger-von Bergen  
Susanne.Werger-vonBergen@schulamt.landsh.de  

Telefon: 0451 122-4090   

  

  10.07.2026  

Stellungnahme der Schulaufsicht zu den Fragen des Schulträgers (Bereich Schule 

und Sport der Hansestadt Lübeck) bezüglich der zukünftigen Zielstruktur der Ahorn 

Schule  

 

Hintergrund und Ausgangslage  
Die Hansestadt Lübeck plant im Zuge der Schulentwicklungsplanung die organisatorische 

Verbindung der Ahorn-Schule (Förderzentrum mit dem Schwerpunkt Geistige Entwicklung, 

FÖZ GE) mit einer neu zu errichtenden, einzügigen inklusiven Grundschule. Die 

Schulkonferenz hat diesem Vorhaben am 30.06.2025 grundsätzlich mehrheitlich 

zugestimmt, dabei jedoch den Wunsch nach einer Zweizügigkeit des Grundschulteils 

geäußert, welcher aus demografischen und kapazitären Gründen vom Schulträger nicht 

weiterverfolgt werden kann.  Aus dem Austausch zwischen dem Schulträger und der 

Schulleiterin Frau Grimm haben sich zwei zentrale Fragen zu den inneren 

Schulangelegenheiten ergeben, zu denen ich als Schulaufsicht wie folgt Stellung nehme.  

 

 

1. Sicherstellung der Unterrichtsversorgung und Vertretungsregelung im einzügigen 

inklusiven Grundschulteil  

Frage der Schulträgers: Wie wird bei einem hohen Krankenstand unter den 

Grundschullehrkräften die Unterrichtsversorgung im einzügigen Grundschulteil 

gewährleistet, ohne dass Sonderschullehrkräfte des Förderzentrums sachfremd 

einspringen müssen oder eine unzulässige Doppelbetreuung (FÖZ + GS) durch eine 

einzige Lehrkraft entsteht?   

 

 

Dienstgebäude und Postanschrift: Schulamt Lübeck | Kronsforder Allee 2 – 6, 23539 Lübeck | Tel. 0451/122-4093  
Haltestelle Verwaltungszentrum Mühlentor | E-Mail: Luebeck@Schulamt.LandSH.de Kein 

Zugang für elektronisch verschlüsselte Nachrichten  
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Stellungnahme der Schulaufsicht:  

Multiprofessionelles Team in einer organisatorischen Einheit: Durch die rechtliche 

Zusammenfassung nach § 60 SchulG entsteht eine gemeinsame Schule mit einem 

Kollegium. Dies ermöglicht von Beginn an ein integriertes, multiprofessionelles Arbeiten. 

Dennoch gilt: Die personellen Ressourcen sind zweckgebunden. Sonderschullehrkräfte 

dürfen und sollen nicht pauschal zur Abdeckung des regulären Grundschulunterrichts im 

Sinne einer klassischen „Sicherungsvertretung“ zweckentfremdet werden, da dies zu 

Lasten der sonderpädagogischen Förderung ginge.   

• Spezifisches Vertretungskonzept für inklusive Standorte:   

o Da eine Einzügigkeit im Grundschulteil weniger internen Spielraum für 

parallele Vertretungen bietet als an einer zweizügigen Schule, muss die 

Schulleitung (ggf. mit Unterstützung der Schulaufsicht) ein 

maßgeschneidertes Vertretungskonzept erarbeiten.   

• Nutzung von Synergien und flexiblen Lernformen:   

o Der geplante Schulalltag sieht ohnehin eine hohe Durchlässigkeit und eine 

intensive Zusammenarbeit zwischen den ersten vier Jahrgängen des FÖZ 

und der Grundschule vor (z. B. temporäre Lerngruppen, Team-Teaching).  

Bei personellen Engpässen kann durch teiloffene Konzepte,  

Jahrgangsmischungen oder den gezielten Einsatz von Schulbegleitungen in 

vordefinierten Clustern reagiert werden, ohne dass eine einzelne Lehrkraft 

die Aufsichtspflicht für zwei separate Klassen (FÖZ und GS) isoliert 

übernehmen muss.   

• Zuweisung von Vertretungsreserven:   

o Die Schulaufsicht kann im Rahmen der personellen Ressourcensteuerung 

darauf hinwirken, dass der Schule – unter Berücksichtigung ihres 

besonderen inklusiven Profils und der Einzügigkeit – eine angemessene 

Grundversorgung inklusive integrierter Vertretungsreserven zugewiesen 

wird.  

 

2. Umgang mit multiplen Förderbedarfen, Überlastungssorgen und Auswirkungen auf das 

Anwahlverhalten der Eltern  

Frage des Schulträgers: Führt das nachträgliche Aufkommen weiterer Förderbedarfe (z. 

B. Schwerpunkt Lernen) zusätzlich zu den GE-Kindern zu einer Überlastung des Systems, 

und könnte dies Eltern abschrecken, ihre Kinder im Rahmen der freien Schulwahl dort 

anzumelden?   

Stellungnahme der Schulaufsicht:  

• Pädagogischer Vorteil des Standorts:   

o Dass sich weitere Förderbedarfe (wie der Förderschwerpunkt Lernen oder 

emotionale und soziale Entwicklung) erst im Laufe der Grundschulzeit 

manifestieren, ist Regelschulalltag. An der geplanten inklusiven Ahorn-

Schule besteht jedoch ein immenser struktureller Vorteil: Es existiert vor Ort 

eine außergewöhnlich hohe Dichte an sonderpädagogischer Expertise, 

multiprofessionellem Personal und spezialisierter räumlicher Infrastruktur   

(z. B. direkt angrenzende Differenzierungsräume, Therapie-, Snoezel- und 

16 von 22 in Zusammenstellung



 

3 

Pflegeräume). Davon profitieren Kinder mit neu festgestelltem Förderbedarf 

weitaus schneller und tiefgreifender als an einer klassischen Grundschule.   

• Attraktivität durch kleine Klassenstärken:   

o Der Grundschulteil wird mit einer maximalen Klassenstärke von 20 Kindern 

kalkuliert (sofern die maximale Anzahl von 6 I-Kindern pro Klasse erreicht 

ist). Im Vergleich zu regulären Grundschulen, die oft deutlich größere 

Klassen führen, bietet diese geringe Schülerzahl in Kombination mit einer  

regelhaften Doppelbesetzung oder Unterstützung durch SPAs und 

Schulbegleitungen optimale Lernbedingungen für alle Kinder – auch für 

Regelschulkinder ohne Förderbedarf.   

• Steuerung des Anwahlverhaltens durch Transparenz:   

o Die Sorge vor einer „Überlastung“ ist seitens der Eltern und des  

Lehrpersonals ernst zu nehmen. Dem muss durch eine aktive, transparente 

Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit begegnet werden. Wenn das Konzept 

der Schule (kleine Klassen, hohe Personaldichte, modernste barrierefreie 

Ausstattung) offensiv kommuniziert wird, ist nicht mit einer Stigmatisierung, 

sondern mit einer hohen Attraktivität im Bezirk zu rechnen. Die Schulaufsicht 

wird zudem über das jährliche Koordinierungsverfahren sicherstellen, dass 

eine ausgewogene und pädagogisch handhabbare Schülerstruktur gewahrt 

bleibt.   

Die von Herrn Schubert aufgeworfenen Fragen berühren sensible Kernpunkte der 

Schulentwicklung, die für das Gelingen des Projekts und die Akzeptanz im Kollegium 

entscheidend sind. Die Bedenken hinsichtlich der Einzügigkeit sind organisatorisch lösbar, 

erfordern jedoch eine enge Begleitung der Phase 0 und der anschließenden 

Konzeptarbeit.   

In nächsten Schritten sollten die skizzierten Lösungsansätze vertieft werden, um eine 

fundierte, beruhigende und zugleich rechtlich wie pädagogisch tragfähige Basis für die 

finale politische Vorlage zu schaffen.   

 

Stellungnahme der Schulaufsicht 

• Ausdrückliche Unterstützung des Vorhabens: Die Schulaufsicht unterstützt die 

geplante organisatorische Verbindung des Förderzentrums mit dem Schwerpunkt 

Geistige Entwicklung und der neu zu errichtenden, einzügigen Grundschule 

ausdrücklich. Das Konzept bricht die rein exklusive Beschulung auf und schafft 

dringend benötigte, gelebte Inklusionsräume im Sinne der UN-

Behindertenrechtskonvention.  

• Pädagogische Sinnhaftigkeit der Zielstruktur: Die geplante Struktur von 9 

Förderzentrumsklassen und 4 inklusiven Grundschulklassen sichert eine 

pädagogisch wertvolle Durchlässigkeit im Schulalltag. Die Kooperation im 

Primarbereich (Klassen 1–4) ermöglicht gemeinsame Lern- und 

Begegnungssituationen, von denen Kinder mit und ohne Förderbedarf 

gleichermaßen profitieren.  

• Klarer Fokus durch Schwerpunktsetzung: Dass der Schwerpunkt der 

organisatorischen Verbindung beim Förderzentrumsteil liegt, wird von der 

Schulaufsicht als sachgerecht bewertet. Dies stellt sicher, dass die über Jahrzehnte 
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gewachsene sonderpädagogische Expertise am Standort gewahrt bleibt und bei der 

Besetzung von Funktionsstellen (wie der Schulleitung) prioritär berücksichtigt wird.  

• Sicherung der Mindestgrößen: Die gesetzlich vorgeschriebene Mindestgröße für 

die Grundschule von mindestens 80 Lernende (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 MindGrVO) wird 

durch die Kombination aus den prognostizierten Kindern des neuen 

Bebauungsgebietes (ca. 18 Kinder pro Jahrgang) und der stadtweiten Koordination 

von bis zu 6 Integrationskindern pro Jahrgang verlässlich und dauerhaft erreicht. 

Das Vorhaben ist somit zukunftsfähig.  

 

Angemessenheit des Raumprogramms (Notwendigkeit für den 

schulischen Betrieb) 

• Bedarfsgerecht und fachlich abgestimmt: Das vorliegende Raumprogramm 

wurde im Vorfeld eng zwischen der Schulleitung, dem Schulträger und der unteren 

Schulaufsicht abgestimmt. Es spiegelt die zwingenden pädagogischen und 

pflegerischen Bedarfe einer modern ausgerichteten, inklusiven Schule wider und 

wird in vollem Umfang als notwendig für den ordnungsgemäßen Schulbetrieb 

anerkannt.  

• Notwendigkeit der Differenzierungs- und Spezialräume: Für Kinder mit dem 

Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung und intensivem Assistenzbedarf sind 

direkt an die Klassenräume angrenzende Differenzierungsräume als 

Rückzugszonen unverzichtbar. Ebenso verhält es sich mit den geplanten Therapie-, 

Matsch-, Snoezel- und Bewegungsräumen, die elementare Bestandteile der 

sonderpädagogischen Förderung darstellen.  

• Zwingende Erforderlichkeit der Pflegeinfrastruktur: Die vorgesehenen 

barrierefreien Pflegeräume (ausgestattet mit Deckenliftern, höhenverstellbaren 

Liegen und Duschen) sind eine Grundvoraussetzung, um schwerer beeinträchtigten 

Kindern eine gleichberechtigte Teilhabe am Schulalltag zu ermöglichen.  

• Synergien und multifunktionale Raumnutzung: Positiv hervorzuheben ist, dass 

das Raumprogramm flexibel gestaltet ist. Die Clusterbildung, die integrierte 

Raumnutzung der Klassen- und Betreuungsräume durch den Ganztag sowie die 

Erweiterung der Mensa/Aula ermöglichen eine hocheffiziente, gemeinsame 

Nutzung durch beide Schulteile. Die Dimensionierung der Fachräume (Musik, 

Kunst, Lehrküche) nach Gemeinschaftsschulstandard stellt zudem sicher, dass 

auch die älteren Grundschulkinder diese adäquat nutzen können.  

 

Rechtliche Prüfung der Schulkonferenzbeschlüsse (Schulgesetz 

Schleswig-Holstein) 

• Rechtmäßige Beteiligung und demokratische Legitimation: Die Schulkonferenz 

der Ahorn-Schule wurde am 30.06.2025 ordnungsgemäß beteiligt. Da die geplante 

organisatorische Verbindung gemäß § 60 i.V.m. § 58 SchulG tiefgreifende 

Auswirkungen auf die Struktur der Schule hat, ist die Einholung eines 

Meinungsbildes und die Abstimmung in diesem Gremium, in dem Lehrkräfte, Eltern 
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und schulisches Personal vertreten sind, im Sinne der vertrauensvollen 

Zusammenarbeit (§ 47 SchulG) rechtlich einwandfrei und notwendig.  

• Ergebnis zu Antrag 1 (Inklusive Schule / Einzügigkeit): Der Beschluss, den 

Vorschlag der Schulentwicklungsplanung (einzügiges FÖZ, einzügige Grundschule, 

Auslagerung AVK) mitzutragen, wurde mit 14 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung 

(ohne Gegenstimmen) mit einer deutlichen Mehrheit demokratisch legitimiert. Aus 

Sicht des Schulgesetzes bestehen keinerlei Bedenken; der Beschluss ebnet den 

Weg für das Genehmigungsverfahren der schulorganisatorischen Verbindung durch 

das Ministerium.  

• Ergebnis zu Antrag 2 (Wunsch nach Zweizügigkeit): Auch der Antrag, sich für 

die Umsetzung einen zweizügigen Grundschulzweig zu wünschen, wurde von der 

Schulkonferenz mehrheitlich (11 Zustimmungen, 1 Enthaltung, 3 Ablehnungen) 

beschlossen. Rechtlich ist dieser Beschluss als politischer Wunsch bzw. 

Willensbekundung des Gremiums zu werten.  

• Rechtliche Einordnung der Ablehnung des Zweizügigkeit-Wunsches: Gemäß § 

58 Abs. 1 SchulG liegt die finale Entscheidungskompetenz über die Struktur, die 

Zügigkeit und die Errichtung von Schulen beim Schulträger (Hansestadt Lübeck), 

nicht bei der einzelnen Schulkonferenz. Da die demografischen Prognosen und 

Schülerzahlen im Bezirk Marli/Brandenbaum nach den Berechnungen des 

Schulträgers keinen zweiten stabilen Grundschulzug rechtfertigen, ist die 

Entscheidung des Schulträgers, diesen Wunsch nicht weiterzuverfolgen, 

kommunal- und schulrechtlich absolut zulässig und begründet. Das rechtliche 

Gehör der Schule wurde durch die Debatte vollumfänglich gewahrt.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

   
 Susanne Werger-von Bergen  

 Schulrätin   

 Schulamt Hansestadt Lübeck  
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Stellungnahme des Beirates für Menschen mit Behinderung der Hansestadt Lübeck 

vom 24.07.2026 

 

Der Beirat für Menschen mit Behinderung begrüßt die vorliegende Beschlussvorlage 

ausdrücklich. 

 

Mit der Schaffung zusätzlicher inklusiver Schulkapazitäten wird ein wichtiger Beitrag zur 

schrittweisen Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention geleistet. Die geplante 

organisatorische Verbindung der Ahorn-Schule mit einer neu zu errichtenden Grundschule 

ist aus Sicht des Beirates ein bedeutender und richtungsweisender Schritt. Sie eröffnet 

Kindern mit und ohne Behinderung bessere Möglichkeiten des gemeinsamen Lernens und 

stärkt die Teilhabe im schulischen Alltag. Gleichzeitig trägt sie den in der 

Schulentwicklungsplanung formulierten Zielen einer stärkeren schulischen Inklusion 

Rechnung. 

 

Der Beirat versteht dieses Vorhaben jedoch ausdrücklich als ersten Schritt auf dem Weg zu 

einem inklusiven Bildungssystem. Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist 

ein fortlaufender Entwicklungsprozess und darf nicht mit der Realisierung dieses Projektes 

als abgeschlossen betrachtet werden. 

 

Besonders begrüßt der Beirat, dass im Rahmen der Planungen auch die Einrichtung eines 

inklusiven Gemeinschaftsschulteils geprüft wurde. Es ist äußerst bedauerlich, dass diese aus 

Sicht des Beirates konsequente Weiterentwicklung derzeit aufgrund der geltenden 

rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere der Vorgaben der 

Mindestgrößenverordnung, nicht umgesetzt werden kann. 

 

Der Beirat bittet die Hansestadt Lübeck ausdrücklich, diese Idee nicht aufzugeben. Vielmehr 

sollte das Ziel einer durchgängigen inklusiven Beschulung über den Primarbereich hinaus 

weiterhin Bestandteil der Schulentwicklungsplanung bleiben und bei zukünftigen Planungen 

aktiv weiterverfolgt werden – unabhängig davon, an welchem Schulstandort eine spätere 

Umsetzung erfolgen kann. Aus Sicht des Beirates wäre eine solche Perspektive ein wichtiger 

nächster Schritt zur weiteren Verwirklichung eines inklusiven Bildungssystems in Lübeck. 

 

Darüber hinaus regt der Beirat an, die Schulentwicklungsplanung künftig um konkrete 

Entwicklungsperspektiven für den weiteren Ausbau inklusiver Bildungsangebote zu 

ergänzen. Hierzu sollten mittelfristige Zielsetzungen und überprüfbare Entwicklungsschritte 

formuliert werden, um deutlich zu machen, wie die schrittweise Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention in Lübeck über dieses Projekt hinaus fortgeführt werden soll. 

 

Der Beirat möchte zugleich daran erinnern, dass die weitere Entwicklung inklusiver 

Bildungsangebote nicht auf unbestimmte Zeit vertagt werden darf. Die Verpflichtungen aus 

der UN-Behindertenrechtskonvention begründen einen kontinuierlichen Handlungsauftrag. 

Daher sollte bereits heute die Perspektive für die nächsten Ausbaustufen geschaffen 

werden, damit die begonnenen Entwicklungen mit der erforderlichen Verbindlichkeit und 

innerhalb eines angemessenen zeitlichen Rahmens fortgeführt werden können. Die 

Umsetzung inklusiver Bildung ist nicht allein eine planerische oder 

verwaltungsorganisatorische Aufgabe, sondern erfordert gleichermaßen den politischen 

Willen, die notwendigen Entscheidungen zu treffen und die hierfür erforderlichen 

Rahmenbedingungen zu schaffen. 
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Der Beirat für Menschen mit Behinderung unterstützt daher die vorliegende 

Beschlussvorlage ausdrücklich. Er verbindet seine Zustimmung zugleich mit der Erwartung, 

dass die Hansestadt Lübeck den eingeschlagenen Weg konsequent weitergeht und die 

Weiterentwicklung einer inklusiven Schullandschaft auch über den nun vorgesehenen 

Grundschulbereich hinaus als verbindliches Ziel der zukünftigen Schulentwicklungsplanung 

festschreibt. 

 

 

Ergänzungen des Beirates für Menschen mit Behinderung der Hansestadt Lübeck vom 

20.08.2026 

 

Beseitigung der baulichen Mängel und Verbesserung der Lernbedingungen 

Besonders erfreulich ist, dass mit dem Neubau auch die bestehenden baulichen Mängel am 

Standort beseitigt werden sollen. Barrierefreiheit, moderne Pflege- und Therapieräume 

sowie gute Lernbedingungen kommen allen Kindern zugute und schaffen wichtige 

Voraussetzungen für eine gelingende Bildung. 

 

Weiterhin Entwicklung inklusiver Strukturen an anderen Regelschulen 

Der Beirat für Menschen mit Behinderung unterstützt die geplante Entwicklung der Ahorn-

Schule zu einer inklusiven Schule ausdrücklich. Wir sehen darin eine große Chance – für die 

Schülerinnen und Schüler, für ihre Familien und für die Hansestadt Lübeck insgesamt. 

Gleichzeitig möchten wir darauf hinweisen, dass die Gefahr besteht, die inklusive 

Beschulung von Kindern mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung in besonderem 

Maße am Standort der Ahorn-Schule zu bündeln. Die Vorlage sieht vor, dass bis zu sechs 

Kinder pro Grundschuljahrgang aus dem gesamten Lübecker Stadtgebiet an den 

Grundschulteil der Ahorn-Schule koordiniert werden können. 

 

Aus Sicht des Beirats besteht dadurch die Gefahr, dass sich eine neue Form der räumlichen 

Konzentration von Kindern mit Behinderung entwickelt. Eine solche Konzentration kann 

unter bestimmten Bedingungen fachlich sinnvoll sein. Sie darf jedoch nicht dazu führen, 

dass die Entwicklung inklusiver Strukturen an anderen Regelschulen weniger konsequent 

verfolgt wird. 

 

Der Beirat weist daher ausdrücklich darauf hin, dass die Weiterentwicklung der Ahorn-

Schule nicht als Ersatz für die Weiterentwicklung inklusiver Strukturen an anderen Schulen 

verstanden werden darf. 

 

Darüber hinaus muss aus unserer Sicht sichergestellt werden, dass Eltern und Kinder nicht 

faktisch auf den Standort Ahorn-Schule verwiesen werden, weil andere Schulen nicht über 

die erforderlichen räumlichen, personellen oder fachlichen Voraussetzungen verfügen. Die 

Vorlage weist selbst darauf hin, dass beispielsweise an der Schule Marli die räumlichen 

Voraussetzungen für eine inklusive Beschulung von Kindern mit dem Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung derzeit nicht gegeben sind. 

 

Der Beirat hält deshalb weiterhin eine stadtweite Strategie für erforderlich, durch die 

perspektivisch mehrere geeignete Regelschulstandorte für Kinder mit Behinderung zur 

Verfügung stehen. Inklusion sollte aus unserer Sicht als gesamtstädtische Aufgabe 

verstanden und entsprechend weiterentwickelt werden. 
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Beteiligung und gemeinsame Gestaltung 

Positiv bewerten wir, dass die Schulleitung und die Schulkonferenz den eingeschlagenen 

Weg mit großer Mehrheit unterstützen. Dieses Engagement zeigt, dass vor Ort eine hohe 

Bereitschaft vorhanden ist, Inklusion aktiv zu gestalten und weiterzuentwickeln. 

Diesen Prozess sollte die Hansestadt Lübeck weiterhin gemeinsam mit den betroffenen 

Kindern und Jugendlichen, ihren Familien sowie den Interessenvertretungen von Menschen 

mit Behinderung begleiten. Gute Inklusion entsteht dort, wo miteinander statt übereinander 

gesprochen wird. 

 

Mit der Weiterentwicklung der Ahorn-Schule hat Lübeck die Möglichkeit, einen wichtigen 

Schritt auf dem Weg zu einer inklusiven Schullandschaft zu gehen. Der Beirat für Menschen 

mit Behinderung begrüßt diesen Prozess ausdrücklich und möchte ihn konstruktiv begleiten. 

Gleichzeitig ist es uns wichtig, dass die Weiterentwicklung der Ahorn-Schule in eine 

gesamtstädtische Strategie zur Stärkung inklusiver Bildungsangebote eingebettet wird. 
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